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Alt-Katholische Kirchengemeinde Hannover-Niedersachsen;
Kirchensteuerbeschluss für das Jahr 2003

Bek. d. MK v. 21. 11. 2002 — 306.1-54063/11 —

Bezug: Bek. v. 28. 1. 2002 (Nds. MBl. S. 76)

Nach Genehmigung des Kirchensteuerbeschlusses 2003
vom 22. 10. 2002 im Einvernehmen mit dem MF wird nach
§ 2 Abs. 9 Satz 2 KiStRG i. d. F. vom 10. 7. 1986 (Nds. GVBl.
S. 281), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14. 12. 2001 (Nds.
GVBl. S. 760), bekannt gemacht:

„Der mit der Bezugsbekanntmachung veröffentlichte Kir-
chensteuerbeschluss für das Jahr 2002 gilt inhaltlich unverän-
dert für das Jahr 2003 fort.“
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G. Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft
und Forsten

Tierschutz; Durchführung der Tierschutztransportverordnung

RdErl. d. ML v. 11. 7. 2002 — 108-42501-702 —

— VORIS 78530 —

Bezug: RdErl. v. 12. 8. 1997 — 108-42501-205 — (n. v.)
— VORIS 78530 00 00 00 027 —

1. In einer Projektgruppe der Arbeitsgruppe Tierschutz der
Arbeitsgemeinschaft der für das Veterinärwesen zuständigen
obersten Landesbehörden (ArgeVet) wurde gemeinsam mit
Vertretern des Bundesministeriums für Verbraucherschutz,
Ernährung und Landwirtschaft, des Bundesministeriums der
Finanzen, der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernäh-
rung, des Hauptzollamtes Hamburg-Jonas und des Bundes-
instituts für gesundheitlichen Verbraucherschutz und Veteri-
närmedizin ein „Handbuch Tiertransporte“ zur Umsetzung
der Tierschutztransportverordnung erstellt. Das Handbuch
soll Grundlage für das Verwaltungshandeln aller mit Tier-
transporten befassten Behörden sein.

2. Die für Tierschutz zuständigen Behörden sind dahin-
gehend zu unterrichten, dass diese Vorgaben künftig bei der
Umsetzung der Tierschutztransportverordnung heranzuzie-
hen sind. Dieses gilt in Hinblick auf zu erwartende EU-Missio-
nen insbesondere auch für die Dokumentation der Behör-
dentätigkeit.

3. Geplant ist, das Handbuch laufend zu aktualisieren und
insbesondere die Checklisten jeweils den Praxisgegebenheiten
anzupassen. Es ist daher beabsichtigt, ab Januar 2003 bei den
zuständigen Behörden die Erfahrungen mit der Handhabung
des Handbuches zu besprechen und ggf. Änderungsvorschlä-
ge zu erarbeiten.

4. Das Handbuch ist beim Niedersächsischen Ministerium
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Referat 108, Ca-
lenberger Straße 2, 30169 Hannover, gegen Erstattung der
Porto- und Druckkosten erhältlich.

5. Der Bezugserlass wird aufgehoben. 

An
die Bezirkregierungen
das Niedersächsische Landesamt für Verbraucherschutz und Lebens-
mittelsicherheit (Tierschutzdienst Niedersachsen)
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I. Ministerium für Wissenschaft und Kultur

Vereinbarung zwischen der Niedersächsischen Landesregie-
rung und der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft 

(ver.di), Landesbezirk Niedersachsen-Bremen, und dem 
Marburger Bund, Landesverband Niedersachsen, zur Errich-

tung von Stiftungshochschulen

Bek. d. MWK v. 12. 11. 2002 — Z2A-27301 —

Die LReg und die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
(ver.di), Landesbezirk Niedersachsen-Bremen, und der Mar-
burger Bund, Landesverband Niedersachsen, haben am
22. 10. 2002 eine Vereinbarung zur Errichtung von Stiftungs-
hochschulen abgeschlossen. Diese Vereinbarung wird in der
Anlage bekannt gemacht.

— Nds. MBl. Nr. 42/2002 S. 975

Anlage

Vereinbarung zwischen der Niedersächsischen Landesregierung 
und der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), 

Landesbezirk Niedersachsen-Bremen, 
und dem Marburger Bund, Landesverband Niedersachsen, 

zur Errichtung von Stiftungshochschulen

Präambel
Die Vertragsparteien vereinbaren im Rahmen der Überlei-

tung der Hochschulen in die Trägerschaft öffentlich-rechtli-
cher Stiftungen zur Sicherung der Rechte der Beschäftigten
die nachfolgenden Regelungen. 

Diese Regelungen werden vereinbart mit dem Ziel, die Be-
schäftigten so zu stellen, dass sie durch die Überleitung ihres
Arbeitsverhältnisses keine nachteiligen Veränderungen ihrer
Arbeitsbedingungen erfahren.

Das Recht der Stiftungen, mit der Gewerkschaft ver.di und
dem Marburger Bund Verträge abzuschließen, wird durch
diese Vereinbarung nicht berührt.

Die Gewerkschaft ver.di und der Marburger Bund schließen
diese Vereinbarung für ihre Mitglieder ab. 

Die Niedersächsische Landesregierung erklärt hierzu, dass
sie die folgenden Regelungen auch für die übrigen Bedienste-
ten der Hochschulen, die in die Trägerschaft einer Stiftung
übergeleitet werden, anwenden wird.

§ 1
Beschäftigungssicherung

Die Nieders. Landesregierung verpflichtet sich, in die jewei-
lige Errichtungsverordnung nach § 55 Abs. 1 Satz 1 NHG Re-
gelungen aufzunehmen,
1. wonach für die zum Zeitpunkt der Überführung der jewei-

ligen Hochschule in die Trägerschaft einer Stiftung vor-
handenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des
Landes die Gemeinsame Erklärung der Niedersächsischen
Landesregierung und der Spitzenorganisationen der Ge-
werkschaften zur Staatsmodernisierung und Vereinbarung
nach § 81 NPersVG über die Gestaltung der Staatsmoder-
nisierung in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. 3.
2000 (Nds. MBl. S. 290) insoweit weitergilt, als auch nach
ihrer Übernahme in den Dienst der Stiftung beim Wegfall
ihrer Arbeitsplätze betriebsbedingte Kündigungen zum
Zwecke der Beendigung des Arbeitsverhältnisses ausge-
schlossen sind. 
Ausgeschlossen von dieser Beschäftigungssicherung wer-
den Beschäftigte, die einen im Sinne der Rationalisie-
rungsschutztarifverträge zumutbaren Ersatzarbeitsplatz
oder eine zumutbare vorübergehende Beschäftigung nicht
annehmen, eine Vermittlung durch mangelnde Mitwir-
kung verhindern und damit die gebotene Chance, eine Be-
schäftigungsmöglichkeit zu erhalten, nicht wahrnehmen,
einen innerhalb der Landesverwaltung zumutbaren Ar-
beitsplatz ablehnen.
Die Beschäftigungssicherung gilt so lange, wie die Verein-
barung nach § 81 NPersVG oder eine entsprechende Nach-
folgeregelung gültig ist.
Die Stiftungen sind gemäß § 58 Abs. 4 Nr. 1 NHG ver-
pflichtet, Mitglied eines Arbeitgeberverbandes zu werden,
der der Tarifgemeinschaft der Länder (TdL) beitritt. Das
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Land Niedersachsen wird sicherstellen, dass die Stiftun-
gen dieser Verpflichtung nachkommen werden.

2. wonach Beschäftigten, die zum Zeitpunkt des Übergangs
auf die Stiftung beim Land beschäftigt waren und deren
Arbeitsverhältnis ohne Unterbrechung fortbesteht, der An-
spruch eingeräumt wird, auf Antrag unter Wahrung der
bei der Stiftung erreichten Lohn- und Vergütungsgruppe
sowie der Beschäftigungszeit wieder beim Land beschäftigt
zu werden, wenn Schutzbestimmungen der Errichtungs-
verordnung oder des NHG in einer Weise geändert wer-
den, die nicht als „Änderung zugunsten der Arbeitneh-
mer“ i. S. d. § 4 Abs. 3 des Tarifvertragsgesetzes zu werten
sind. Dieser Anspruch wird den Beschäftigten auch dann
eingeräumt, wenn die Stiftung ihrer Verpflichtung nach
dem NHG, der Errichtungsverordnung oder nach diesem
Vertrag schuldhaft nicht nachkommen sollte.
Nach § 2 NHG stehen die vom Land Niedersachsen einge-
richteten Hochschulen dauerhaft in staatlicher Verantwor-
tung.

Protokollerklärung zu § 1:
— Die Nieders. Landesregierung sichert zu, sich gegenüber den Stif-

tungen dafür einzusetzen, dass diese für die Beschäftigten, deren
Arbeitsvertrag erst nach Überführung der Hochschule in die Trä-
gerschaft der Stiftung abgeschlossen wird, eine den Regelungen
des § 1 Nr. 1 entsprechende Beschäftigungssicherung geben.

— Weiterhin wird sich die Nieders. Landesregierung gegenüber den
Stiftungen dafür einsetzen, dass die Stiftungen Regelungen zur
Partizipation und Qualifikation ihrer Beschäftigten bei Umstruktu-
rierungen treffen, die den in der Vereinbarung nach § 81 NPersVG
getroffenen Regelungen entsprechen sowie Vereinbarungen zu
Verfahren zur Selbstoptimierung vor Ausgliederung einzelner Be-
reiche der Stiftungen treffen.

— Die Nieders. Landesregierung unterstützt die Forderung der Ge-
werkschaft ver.di, dass in ausgegliederten Betriebsteilen der Stif-
tungen die bei den Stiftungen geltenden tarifvertraglichen
Regelungen Anwendung finden.

§ 2
Rechte der Beschäftigten der Stiftung

(1) Das Land Niedersachsen wird beim Wechsel der Be-
schäftigten von der Stiftung zum Land (in anderen als den in
§ 1 Nr. 2 geregelten Fällen) die bei der Stiftung zurückgelegten
Zeiten der Beschäftigung so anrechnen, als wären sie beim
Land zurückgelegt worden.

(2) Das Land Niedersachsen wird den Beschäftigten der Stif-
tungen im Rahmen der vorhandenen Kapazitäten die gleichen
Teilnahmemöglichkeiten an den Aus- und Fortbildungsange-
boten des Landes und seiner Einrichtungen einräumen wie
den Beschäftigten des Landes und sie nach den für die Be-
schäftigten des Landes geltenden Vorschriften bei der Zuwei-
sung von Wohnungen für die Beschäftigten des Landes
berücksichtigen.

Solche Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen für Hoch-
schulbedienstete, die über den Haushalt des Nieders. Ministe-
riums für Wissenschaft und Kultur finanziert werden, werden
auch für die Beschäftigten der Stiftungshochschulen entspre-
chend finanziert.

Protokollerklärung zu § 2:
Die Niedersächsische Landesregierung sichert zu, sich gegenüber den
Stiftungen dafür einzusetzen, dass diese bei unmittelbarem Wechsel
der Beschäftigten vom Land zur Stiftung sowie von Stiftung zu Stif-
tung entsprechend § 2 Abs. 1 verfahren.

§ 3
Besitzstandswahrung

Nach § 58 Abs. 4 Nr. 1 NHG sind die beim Land erworbe-
nen arbeits- und tarifvertraglichen Rechte der Beschäftigten
von der Stiftung anzuerkennen. Die Parteien sind sich einig,
dass dies auch für solche Rechte gilt, die bis zum Zeitpunkt
des Übertritts durch Erlasse und sonstige Regelungen erwor-
ben worden sind.

Protokollerklärung zu § 3:
— Die durch Erlasse und sonstige Regelungen erworbenen Rechte

i. S. d. § 3 Satz 2 sind auch solche Rechte, die noch nicht in
Anspruch genommen oder ausgeübt worden sind.

— Die Niedersächsische Landesregierung sichert zu, sich gegenüber
den Stiftungshochschulen dafür einzusetzen, dass diese die zur-
zeit des Übertritts geltenden Vereinbarungen nach § 81 NPersVG
für weiter anwendbar erklären, bis sie durch Dienstvereinbarun-
gen ersetzt werden, die den Erfordernissen und Bedürfnissen von
Stiftungshochschulen angepasst sind.

§ 4

Gesundheitsmanagement

Wenn im Rahmen einer optimalen Personalentwicklung
das Land Niedersachsen ein Gesundheitsmanagement aufge-
baut haben sollte, verpflichtet sich die Niedersächsische Lan-
desregierung, auch Stiftungen hierüber zu informieren und
ihnen die gleiche Teilnahme im Rahmen der vorhandenen
Kapazitäten zu ermöglichen. 

§ 5 a

(gilt nur für die Medizinische Hochschule Hannover)
Beteiligung der Beschäftigten

Die Nieders. Landesregierung wird die Beteiligungsrechte
der Beschäftigten an der Medizinischen Hochschule Hanno-
ver im Verordnungswege wie folgt regeln:

(1) 1Die Klinikkonferenz berät das für die Krankenversor-
gung zuständige Vorstandsmitglied in allen wesentlichen das
Ressort betreffenden Fragen.

2Dazu gehören insbesondere

1. die Beschlussfassung über den Wirtschaftsplan, soweit die
Krankenversorgung betroffen ist, 

2. die Einrichtung und Aufhebung von Zentren, Abteilungen
oder sonstigen Einrichtungen, die ganz oder zum Teil der
Krankenversorgung dienen,

3. Strukturveränderungen im Bereich der Krankenversor-
gung,

4. Ausgliederungen oder Firmenbeteiligungen, die die Kran-
kenversorgung betreffen. 

Die Mitglieder der Klinikkonferenz können eigene Anträge
einbringen.

(2) Kann in den in Abs. 1 unter Nummern 1 und 4 genann-
ten Angelegenheiten ein Einvernehmen nicht hergestellt wer-
den, ist dem Stiftungsrat die abweichende Stellungnahme der
Klinikkonferenz zuzuleiten.

Kann in den in Abs. 1 unter Nummern 2 und 3 genannten
Angelegenheiten ein Einvernehmen nicht hergestellt werden,
ist dem Präsidium die abweichende Stellungnahme der Kli-
nikkonferenz zuzuleiten.

(3) 1Der Klinikkonferenz gehören als stimmberechtigte Mit-
glieder an:

1. die Präsidiumsmitglieder für Krankenversorgung sowie für
Wirtschaftsführung und Administration,

2. die Pflegedienstleitung,

3. zwei weitere Pflegekräfte,

4. drei gewählte Abteilungsdirektorinnen oder Abteilungsdi-
rektoren, durch die die operativen, konservativen und kli-
nisch-theoretischen Gebiete der Medizin vertreten werden
sollen, 

5. eine Ärztin oder ein Arzt, 

6. die Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte,

7. ein Mitglied der MTV-Gruppe

8. ein Mitglied des Personalrats.

Die Mitglieder Nr. 3, 5 und 7 werden direkt von ihrer Berufs-
oder Statusgruppe, die Mitglieder Nr. 4 von den Abteilungsdi-
rektorinnen und Abteilungsdirektoren, das Mitglied Nr. 8
vom Personalrat gewählt.

§ 5 b

(gilt nur für die Universität Göttingen)
Beteiligung der Beschäftigten

Die Nieders. Landesregierung wird die Beteiligungsrechte
der Beschäftigten in der Klinik der Universität Göttingen im
Verordnungswege wie folgt regeln:

(1) 1Die Klinikkonferenz berät das für die Krankenversor-
gung zuständige Vorstandsmitglied in allen wesentlichen das
Ressort betreffenden Fragen.

2Dazu gehören insbesondere

1. die Beschlussfassung über den Wirtschaftsplan, soweit die
Krankenversorgung betroffen ist, 
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2. die Einrichtung und Aufhebung von Zentren, Abteilungen
oder sonstigen Einrichtungen, die ganz oder zum Teil der
Krankenversorgung dienen,

3. Strukturveränderungen im Bereich der Krankenversor-
gung,

4. Ausgliederungen oder Firmenbeteiligungen, die die Kran-
kenversorgung betreffen. 

Die Mitglieder der Klinikkonferenz können eigene Anträge
einbringen.

Kann in den Angelegenheiten nach den Nummern 1 und 4
kein Einvernehmen mit dem Vorstandsmitglied Krankenver-
sorgung hergestellt werden, so ist dem Ausschuss Humanme-
dizin des Stiftungsrates die abweichende Stellungnahme der
Klinikkonferenz zuzuleiten.

Kann in den Angelegenheiten nach den Nummern 2 und 3
kein Einvernehmen mit dem Vorstandsmitglied Krankenver-
sorgung hergestellt werden, ist dem Vorstand die abweichen-
de Stellungnahme der Klinikkonferenz zuzuleiten.

(2) 1Der Klinikkonferenz gehören als stimmberechtigte Mit-
glieder an:

1. vier Abteilungsdirektorinnen oder Abteilungsdirektoren;
durch sie sollen die operativen, konservativen und kli-
nisch-theoretischen Gebiete der Medizin vertreten sein,

2. die Pflegedienstleitung,

3. eine weitere Pflegekraft,

4. eine Ärztin oder ein Arzt, 

5. die Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte,

6. ein Mitglied der MTV-Gruppe

7. ein Mitglied des Personalrats.

Die Mitglieder nach Nr. 1 werden von den Abteilungsdirekto-
rinnen und Abteilungsdirektoren, die Mitglieder nach den
Nrn. 3, 4 und 6 von ihrer Berufs- oder Statusgruppe und das
Mitglied nach Nr. 7 vom Personalrat gewählt.

§ 6

Vorschlagsrecht für den Stiftungsrat

Die Parteien sind sich darüber einig, dass zu Mitgliedern
des Stiftungsrates aus der Wirtschaft nach § 60 Abs. 1 Nr. 1
NHG nicht nur Unternehmensleiterinnen und Unterneh-
mensleiter, sondern auch Vertreterinnen und Vertreter der
Arbeitnehmer bestellt werden können. 

Vorschläge hierzu können insbesondere von der größten in
der Stiftung vertretenen Gewerkschaft sowohl an die Hoch-
schule als auch das Niedersächsische Ministerium für Wissen-
schaft und Kultur herangetragen werden.

§ 7

Arbeitsgemeinschaft der Personalräte in Hochschulen

Gemäß § 4 Satz 2 NHG soll die Landeshochschulkonferenz
in ihre Beratungen eine Arbeitsgemeinschaft der Personalver-
tretungen einbeziehen, in der auch Vertreterinnen und Ver-
treter von Personalräten an Hochschulen in Trägerschaft von
Stiftungen vertreten sind.

Es wird klargestellt, dass es sich hierbei um eine Tätigkeit
des Personalrates handelt, für die eine Kostenübernahme
durch die Dienststelle gemäß § 37 NPersVG erfolgt.

§ 8

Ansprüche Dritter

Soweit in dieser Vereinbarung Ansprüche Dritter geregelt
sind, besteht zwischen den Parteien Einvernehmen, dass der/
die begünstigte Dritte hierdurch das Recht eingeräumt be-
kommt, von der jeweils ihm gegenüber verpflichteten Ver-
tragspartei unmittelbar Erfüllung zu verlangen.

§ 9

Rechtsaufsicht

Sollten die Stiftungen ihren Verpflichtungen nach dem
NHG, den Errichtungsverordnungen oder dieser Vereinba-
rung nicht nachkommen, wird das Nieders. Ministerium für
Wissenschaft und Kultur entsprechend auf die Stiftungen ein-

wirken und alle Maßnahmen ergreifen, die geeignet sind, die
Stiftung zur Einhaltung ihrer Verpflichtung zu bewegen.

§ 10
Schlussbestimmungen

Diese Vereinbarung kann von beiden Vertragsparteien mit
einer Kündigungsfrist von drei Monaten zum Ende eines Ka-
lenderjahres gekündigt werden, erstmalig zum 31. 12. 2006.
Nach Ablauf dieser Vereinbarung gelten die Regelungen wei-
ter, bis sie durch eine andere Abmachung ersetzt worden ist.
Die Parteien vereinbaren insoweit Nachwirkung.

Beide Parteien verpflichten sich, vor einer Kündigung die-
ser Vereinbarung erneut in Verhandlungen einzutreten mit
dem Ziel, eine für beide Seiten tragbare Regelung zu finden.

K. Umweltministerium

Sicherheitstechnische Anforderungen 
an die Errichtung und den Betrieb von Biogasanlagen

Gem. RdErl. d. MU, d. MFAS, d. ML u. d. MW v. 1. 11. 2002 
— 33-40500/208.13.1 —

— VORIS 28500 —

Für die Errichtung und den Betrieb von immissionsschutz-
rechtlich genehmigungsbedürftigen und nicht genehmigungs-
bedürftigen Biogasanlagen sind die „Sicherheitsregeln für
landwirtschaftliche Biogasanlagen“ des Bundesverbandes der
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften e. V., Weißen-
steinstraße 70—72, 34121 Kassel, Stand: 5. 9. 2002, neben
den Vorschriften nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz,
dem Gerätesicherheitsgesetz sowie den Regeln der Technik zu
beachten. Darüber hinausgehende Anforderungen an den
baulichen Brandschutz, den Bodenschutz sowie an die Strom-
einspeisungstechnik sind im Einzelfall unter Berücksichti-
gung der jeweils vorgesehenen Sicherheitstechnik zu stellen.

Die Anforderungen der TA Luft sind einzuhalten. Danach
sind die Möglichkeiten, die Emissionen an Schwefeloxiden
durch primärseitige Maßnahmen nach dem Stand der Tech-
nik (Gasreinigung) zu vermindern, auszuschöpfen. 

Die Biogasanlage ist als Gesamtanlage eine Maschine i. S.
der Maschinenrichtlinie, für die eine Konformitätserklärung
abzugeben und die mit dem CE-Kennzeichen zu versehen ist.

Im Einzelfall kann unter Berücksichtigung anlagenspezifi-
scher Begebenheiten von den vorstehenden Anforderungen
abgewichen werden, wenn durch Sachverständigengutach-
ten bescheinigt wird, dass die Sicherheitstechnik ausreichend
ist und die immissionsschutzrechtlichen Anforderungen ge-
währleistet sind.

Die Durchführung des Arbeitsschutzes in Betrieben, die bei
den Landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften versichert
sind, obliegt aufgrund von Vereinbarungen, die mit dem
MFAS nach § 21 Abs. 4 des Arbeitsschutzgesetzes abgeschlos-
sen wurden, den Landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaf-
ten. Sofern ein Anlagenbetreiber bei einer entsprechenden
Berufsgenossenschaft versichert ist, ist diese zu beteiligen.

An die
Bezirksregierungen
Staatlichen Gewerbeaufsichtsämter
Region Hannover, Landkreise, kreisfreien und großen selbständigen
Städte
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